
Sehr geehrter Herr Regierungsrat 
Sehr geehrte Damen und Herren 
  
Der Verband Bernischer Gemeinden (VBG) bedankt sich für die Gelegenheit, im Rahmen der 
Konsultation zu den geplanten Änderungen der FKJV Stellung nehmen zu können. Aus Sicht des 
VBG ergeben sich die folgenden Bemerkungen: 
  
  
Tagesfamilien: 
Gemäss Vorlage sollen die entsprechenden Aufgaben, die bisher vor allem von den regionalen 
Sozialdiensten wahrgenommen wurden, einerseits auf die TFO und andererseits auf den Kanton 
selbst verlagert werden. Fraglich ist, ob die Gemeinden ersatzweise doch wieder einspringen müssen, 
wenn es nicht möglich sein wird, die operationelle Aufsicht über die Tagesfamilien den TFO zu 
übertragen. Grundsätzlich wird es aber am Kanton sein, hier Lösungen zu finden. 
  
Fraglich ist allerdings, ob die in Aussicht gestellte Entschädigung in der Höhe von CHF 200 pro 
standardisierten Aufsichtsbesuch ausreichend ist. Die vorgeschlagenen Änderungen gehen in die 
richtige Richtung einer gewissen Professionalisierung. Wenn aber entsprechende Aufgaben auf die 
TFO übertragen werden sollen, muss der Kanton sicherstellen, dass diese den entsprechenden 
Aufwand zumindest kostendeckend ersetzt erhalten. Andernfalls besteht die Gefahr, dass die TFO 
diese Aufgaben und den damit verbundenen Kompetenzaufbau nicht stemmen können, was sich 
mittelfristig auf die Qualität auswirkt oder wiederum Kosten bei den Gemeinden auslöst, wenn diese 
von den TFO um Unterstützung angefragt werden. Der Kanton muss sicherstellen, dass keine 
indirekte Abwälzung der Kosten auf die Gemeinden erfolgt. 
  
  
Kitas: 
Dass sich die viel zu restriktiven Betreuungsvorschriften der FKJV in der Praxis als nicht umsetzbar 
erweisen würden, war zu erwarten. Die nun im Entwurf vorgeschlagenen Lockerungen gehen in die 
richtige Richtung, genügen aber nicht. Positiv ist beispielsweise, dass neu Personen, die während 
ihrer Ausbildung ein fachspezifisches Praktikum in einer Kita absolvieren, im Betreuungsschlüssel 
berücksichtigt werden können. Nach wie vor zu restriktiv ist indessen, dass Personen ohne 
fachspezifischen Ausbildungsabschluss während mindestens 3 Jahren in einer Kita arbeiten müssen, 
bevor sie im Betreuungsschlüssel berücksichtigt werden. Kein Kita-Anbieter wird Personen während 3 
Jahren beschäftigten, wenn er sie nicht im Betreuungsverhältnis anrechnen kann; genügen müsste 
z.B. eine einjährige Arbeitserfahrung in einer Kita mit entsprechenden Aus- und Weiterbildungen). Die 
restriktiven Vorgaben der FKJV erschweren es den Anbietern teilweise, überhaupt noch Kita-
Leistungen anzubieten. Andererseits sind sie unnötig kostentreibend (Personalkosten), wodurch das 
Produkt Kita künstlich verteuert wird – zulasten der öffentlichen Hand und der betroffenen Eltern. 
  
  
Randregionen: 
Eine gewisse Professionalisierung im Bereich der Tagesfamilien ist mit Blick auf die Kindern, um die 
es geht, sicher zu unterstützen. Es muss allerdings beachtet werden, dass solche Bestrebungen in 
Randregionen teilweise nur erschwert umsetzbar sind, da hier oft das nötige Personal mit 
entsprechenden Qualifikationen fehlt. Diesem Umstand ist Beachtung zu schenken und es ist 
sicherzustellen, dass auch in solchen Gebieten ein ausreichendes, qualitativ angemessenes Angebot 
besteht.   
  
  
Der VBG dankt Ihnen für die Berücksichtigung seiner Anliegen und für entsprechende Anpassungen 
im Entwurf bzw. bei der Umsetzung. 
  
Freundliche Grüsse 
Jürg Wichtermann 
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